
 

Allgemeine Geschäfts- und Leistungsbedingungen 

der 

Wilhelm Merten Straßen- und Asphaltbau GmbH & Co. 
KG 

§ 1 Geltungsbereich  

(1) Diese Geschäftsbedingungen gelten gegenüber Unternehmern, 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-
rechtlichen Sondervermögen (nachfolgend: „Kunde“) bei Verträgen 
über Straßen- und Asphaltbauarbeiten, insbesondere die 
Oberflächenwiederherstellung im Fahrbahn- und Gehwegbereich, 
die Unterhaltung und Instandsetzung von Straßen und Gehwegen, 
die Verarbeitung von bituminösem Mischgut, die Lieferung von 
Gussasphalt, Bordstein- und Verbundspflasterarbeiten, den  
Neubau von Straßen und Plätzen sowie Fräs- und 
Schneidearbeiten.  

(2) Unsere Lieferungen, Leistungen und Angebote erfolgen 
ausschließlich auf der Grundlage der bei Vertragsschluss aktuellen 
Fassung der VOB (Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen). Grundlage für den Vertragsschluss bilden somit 
die entsprechenden Bestimmungen der VOB/B in ihrer jeweiligen 
zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses geltenden Fassung und 
die Allgemeinen technischen Vertragsbedingungen für 
Bauleistungen VOB/C. Weitere Grundlagen bilden die jeweiligen 
DIN-Richtlinien für Vergabe und Abrechnung von Bauleistungen, 
die Vorschriften der Bauberufsgenossenschaft und geltende 
baupolizeiliche Bestimmungen. Ergänzend gelten diese 
Allgemeinen Geschäfts- und Leistungsbedingungen. Diese gelten 
auch für alle künftigen Geschäfte mit dem Kunden, sofern es sich 
um Rechtsgeschäfte gleicher oder verwandter Art handelt.  

(3) Geschäfts- bzw. Einkaufsbedingungen des Kunden werden 
hiermit widersprochen. 

§ 2 Angebot und Vertragsschluss 

(1) Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, es sei 
denn, dass wir diese ausdrücklich als verbindlich bezeichnet 
haben. 

(2) Eine Bestellung des Kunden, die als Angebot zum Abschluss 
eines Vertrages zu qualifizieren ist, können wir innerhalb von zwei 
Wochen durch Übersendung einer schriftlichen Bestätigung oder 
durch Ausführung der vertraglichen Leistung innerhalb der gleichen 
Frist annehmen. 

(3) Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewichte oder sonstige 
Leistungsdaten sind nur verbindlich, wenn dies ausdrücklich 
schriftlich vereinbart wird. 

(4) Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum oder Urheberrecht 
an allen von ihm abgegebenen Angeboten und 
Kostenvoranschlägen sowie dem Auftraggeber zur Verfügung 
gestellten Zeichnungen, Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, 
Katalogen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen und 
Hilfsmitteln vor. Der Kunde darf diese Gegenstände ohne 
ausdrückliche Zustimmung des Auftragnehmers weder als solche 
noch inhaltlich Dritten zugänglich machen, sie bekannt geben, 
selbst oder durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf 
Verlangen des Auftragnehmers diese Gegenstände vollständig an 
diesen zurückzugeben und eventuell gefertigte Kopien zu 
vernichten, wenn sie von ihm im ordnungsgemäßen 
Geschäftsgang nicht mehr benötigt werden oder wenn 
Verhandlungen nicht zum Abschluss eines Vertrages führen. 
Ausgenommen hiervon ist die Speicherung elektronisch zur 
Verfügung gestellter Daten zum Zwecke üblicher Datensicherung. 

§ 3 Lieferung & Leistung  

(1) Unsere Liefer- und Leistungsverpflichten stehen unter dem 
Vorbehalt der richtigen und rechtzeitigen Selbstbelieferung, es sei 
denn, die unrichtige oder verspätete Selbstbelieferung ist von uns 
zu vertreten. 

(2) Wir sind zu Teillieferungen und Teilleistungen nur dann 
berechtigt, wenn diese für den Kunden nach dem Vertragszweck 
von Interesse sind und dem Kunden dadurch kein erheblicher 
Mehraufwand entsteht. 

(3) Angaben zu Liefer- und Leistungszeiten sind annähernd, sofern 
nichts anderes mit dem Kunden vereinbart ist. Liefer- und 
Leistungsfristen beginnen erst nach vollständiger Klarstellung aller 
Ausführungseinzelheiten und setzen die rechtzeitige und 
ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des Kunden 
voraus. 

(4) Gerät der Kunde mit dem Abruf, der Annahme oder der 
Abholung der Leistung in Verzug, sind wir berechtigt, Ersatz des 
uns entstandenen Schadens zu verlangen; mit Eintritt des 
Annahmeverzuges geht die Gefahr der zufälligen Verschlechterung 
und des zufälligen Untergangs auf den Kunden über. 

(5) Im Fall des von uns nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbeigeführten Liefer- und Leistungsverzuges haften wir für jede 
vollendete Woche Verzug im Rahmen einer pauschalierten 
Verzugsentschädigung in Höhe von 3 % des Auftragswertes, max. 
jedoch nicht mehr als 15 % des Auftragswertes. Weitere 
gesetzliche Ansprüche und Rechte des Kunden wegen eines 
Liefer- und Leistungsverzuges bleiben unberührt. 

(6) Werden durch Änderungen des Bauentwurfs oder andere 
Anordnungen des Kunden die Grundlagen des Preises für eine im 
Vertrag vorgesehene Leistung geändert (§ 1 Abs. 3, § 2 Abs. 5 
VOB/B), oder wird durch den Kunden eine im Vertrag nicht 
vorgesehene Leistung gefordert (§ 1 Abs. 4, § 2 Abs. 6 VOB/B), so 
soll der Auftragnehmer seinen Anspruch auf geänderte Vergütung 
in Form eines schriftlichen Nachtragsangebots dem Kunden 
gegenüber ankündigen, bevor mit der Ausführung der Leistungen 
begonnen wird. Nachtragsangebote müssen der Preisbasis des 
Hauptangebotes entsprechen. 
 

§ 4 Preise und Zahlung 

(1) Unsere Leistungen verstehen sich ab Werk oder Lager zzgl. 
Fracht und der jeweils geltenden Umsatzsteuer. Erhöhen sich bei 
Aufträgen, die von uns später als 6 Wochen nach Abschluss des 
Vertrages zu erfüllen sind, unsere Einkaufspreise und/oder der für 
uns gültige Lohn- oder Gehaltstarif, sind wir berechtigt, einen im 
Rahmen des prozentualen Anteils des Einkaufspreises und/oder 
der Lohnkosten am vereinbarten Preis verhältnismäßig 
entsprechend erhöhten Preis zu verlangen. Dies gilt bei Miet- 
und/oder Leasinggeschäften auch bei Änderungen der 
Zinssituation auf dem Kapitalmarkt zwischen Vertragsabschluss 
und Beginn der Laufzeit des Vertrages. 

(2) Unsere Rechnungen sind sofort und ohne Abzug zur Zahlung 
fällig. 

(3) Der Kunde kann gegen unsere Forderungen nur mit 
unbestrittenen, von uns anerkannten und rechtskräftig 
festgestellten Forderungen oder mit Forderungen, die im 
Gegenseitigkeitsverhältnis zu unserer Forderung stehen, 
aufrechnen. Der Kunde ist zur Ausübung eines 
Zurückbehaltungsrechts nur befugt, soweit sein Gegenanspruch 
auf dem gleichen Vertragsverhältnis beruht. 

(4) Gerät der Kunde mit einer Zahlung in Verzug, gelten die 
gesetzlichen Regelungen. 

§ 5 Eigentumsvorbehalt  

(1) Der nachfolgend vereinbarte Eigentumsvorbehalt dient der 
Sicherung aller jeweils bestehenden derzeitigen und künftigen 
Forderungen des Verkäufers gegen den Kunden  aus der zwischen 
den Vertragspartnern bestehenden Liefer- und Leistungsbeziehung 
(einschließlich Saldoforderungen aus einem auf diese 
Lieferbeziehung beschränkten Kontokorrentverhältnis). 

(2) Die vom Verkäufer an den Kunden gelieferten Leistungen 
bleiben bis zur vollständigen Bezahlung aller gesicherten 
Forderungen Eigentum des Verkäufers. Die Ware sowie die nach 
den nachfolgenden Bestimmungen an ihre Stelle tretende, vom 
Eigentumsvorbehalt erfasste Ware wird nachfolgend 
„Vorbehaltsware“ genannt. 
 
(3) Der Kunde verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für den 
Verkäufer. 
 
(4) Der Käufer ist berechtigt, die Vorbehaltsware bis zum Eintritt 
des Verwertungsfalls (Absatz 9) im ordnungsgemäßen 
Geschäftsverkehr zu verarbeiten und zu veräußern. 
Verpfändungen und Sicherungsübereignungen sind unzulässig. 
 



 

(5) Wird die Vorbehaltsware vom Kunden verarbeitet, so wird 
vereinbart, dass die Verarbeitung im Namen und für Rechnung des 
Verkäufers als Hersteller erfolgt und der Verkäufer unmittelbar das 
Eigentum oder – wenn die Verarbeitung aus Stoffen mehrerer 
Eigentümer erfolgt oder der Wert der verarbeiteten Sache höher ist 
als der Wert der Vorbehaltsware – das Miteigentum 
(Bruchteilseigentum) an der neu geschaffenen Sache im Verhältnis 
des Werts der Vorbehaltsware zum Wert der neu geschaffenen 
Sache erwirbt. Für den Fall, dass kein solcher Eigentumserwerb 
beim Verkäufer eintreten sollte, überträgt der Kunde bereits jetzt 
sein künftiges Eigentum oder – im o.g. Verhältnis – Miteigentum an 
der neu geschaffenen Sache zur Sicherheit an den Verkäufer. Wird 
die Vorbehaltsware mit anderen Sachen zu einer einheitlichen 
Sache verbunden oder untrennbar vermischt und ist eine der 
anderen Sachen als Hauptsache anzusehen, so überträgt der 
Verkäufer, soweit die Hauptsache ihm gehört, dem Kunden  
anteilig das Miteigentum an der einheitlichen Sache in dem in Satz 
1 genannten Verhältnis. 
 
(6) Im Fall der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der 
Kunde bereits jetzt sicherungshalber die hieraus entstehende 
Forderung gegen den Erwerber – bei Miteigentum des Verkäufers 
an der Vorbehaltsware anteilig entsprechend dem 
Miteigentumsanteil – an den Verkäufer ab. Gleiches gilt für 
sonstige Forderungen, die an die Stelle der Vorbehaltsware treten 
oder sonst hinsichtlich der Vorbehaltsware entstehen, wie z.B. 
Versicherungsansprüche oder Ansprüche aus unerlaubter 
Handlung bei Verlust oder Zerstörung. Der Verkäufer ermächtigt 
den Kunden widerruflich, die an den Verkäufer abgetretenen 
Forderungen im eigenen Namen einzuziehen. Der Verkäufer darf 
diese Einzugsermächtigung nur im Verwertungsfall widerrufen. 
 
(7) Greifen Dritte auf die Vorbehaltsware zu, insbesondere durch 
Pfändung, wird der Kunde sie unverzüglich auf das Eigentum des 
Verkäufers hinweisen und den Verkäufer hierüber informieren, um 
ihm die Durchsetzung seiner Eigentumsrechte zu ermöglichen. 
Sofern der Dritte nicht in der Lage ist, dem Verkäufer die in diesem 
Zusammenhang entstehenden gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Kunde 
dem Verkäufer. 
 
(8) Der Verkäufer wird die Vorbehaltsware sowie die an ihre Stelle 
tretenden Sachen oder Forderungen freigeben, soweit ihr Wert die 
Höhe der gesicherten Forderungen um mehr als 20 % übersteigt. 
Die Auswahl der danach freizugebenden Gegenstände liegt beim 
Verkäufer. 
 
(9) Tritt der Verkäufer bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers 
– insbesondere Zahlungsverzug – vom Vertrag zurück 
(Verwertungsfall), ist er berechtigt, die Vorbehaltsware 
herauszuverlangen. 
 
§ 6 Gewährleistung  

(1) Bei Verletzung einer Vertragspflicht stehen dem Kunden uns 
gegenüber die gesetzlichen Rechte nach Maßgabe der folgenden 
Regelungen zu. 

(2) Dem Kunden stehen Gewährleistungsansprüche nur zu, wenn 
er seinen Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten nach § 377 
HGB nachgekommen ist. 

(3) Bei berechtigter und fristgerechter Mangelrüge hat der Kunde 
während des Gewährleistungszeitraums einen Anspruch auf 
Nacherfüllung; hinsichtlich der Art der Nacherfüllung – Beseitigung 
des Mangels oder Lieferung einer mangelfreien Sache – steht uns 
das Wahlrecht zu. Schlägt die Nacherfüllung fehl oder sind für den 
Kunden weitere Nacherfüllungsversuche unzumutbar, so ist der 
Kunde zur Minderung oder zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. 

(4) Wird der Kunde von seinem Abnehmer oder einem Verbraucher 
wegen eines Mangels der gelieferten Ware, der bereits bei 
Gefahrübergang vorhanden war oder von einem Verbraucher als 
Endabnehmer reklamiert wurde, in Anspruch genommen, bleiben 
die gesetzlichen Rückgriffsansprüche des Kunden gegenüber uns 
unberührt. 

(5) Schadensersatzansprüche zu den in § 7 geregelten 
Bedingungen wegen eines Mangels kann der Kunde erst geltend 
machen, wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder wir die 
Nacherfüllung verweigern. Das Recht des Kunden zur 
Geltendmachung von weitergehenden Schadensersatzansprüchen 
zu den in § 7 geregelten Bedingungen bleibt davon unberührt. 

(6) Ansprüche gegen uns wegen Mängeln stehen nur dem Kunden 
zu und sind nicht abtretbar. 

(7) Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt bei 
Bauleistungen zwei Jahre ab Abnahme, bei der Lieferung von 
Waren ein Jahr ab Gefahrübergang. Dies gilt nicht, soweit das 
Gesetz zwingend längere Fristen vorschreibt sowie in Fällen der 
Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei 
einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung durch 
uns und bei arglistigem Verschweigen eines Mangels. 

(8) Werden im Einzelfall von uns gelieferte Waren vom Kunden 
eingebaut, so hat dieser vor dem Abschluss des Einbaus diese 
Waren am Ort der bestimmungsgemäßen Verwendung auf ihre 
Mangelfreiheit zu prüfen und ggf. bestehende Mängel vor 
Abschluss des Einbaus anzuzeigen. Die Prüfung ist zu 
dokumentieren. Diese Prüf- und Dokumentationspflicht hat unser 
Kunde – verkauft er die vertragsgegenständliche Ware weiter – 
seinen Kunden vertraglich aufzuerlegen.  

(9) Wir behalten uns vor, den Ersatz von Aufwendungen zu 
verweigern, wenn sich dieser auf den Ersatz von 
unverhältnismäßigen Kosten bezieht. Dabei werden wir im 
Einzelfall überprüfen, ob die Grenze zur Unverhältnismäßigkeit 
überschritten ist. In Fällen unverhältnismäßiger Kosten ist der 
Anspruch des Kunden auf die Zahlung eines angemessenen 
Betrages begrenzt.    

§ 7 Haftung 

(1) Wir haften für entstehende Schäden lediglich, soweit diese auf 
einer Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht oder auf einem 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhalten von uns, unserer 
gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen beruhen. Wird eine 
wesentliche Vertragspflicht leicht fahrlässig verletzt, so ist unsere 
Haftung auf den vorhersehbaren vertragstypischen Schaden 
begrenzt. Eine wesentliche Vertragspflicht ist bei Verpflichtungen 
gegeben, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrages erst möglich macht oder auf deren Einhaltung der Kunde 
vertraut hat und vertrauen durfte. 

(2) Eine darüber hinausgehende Haftung auf Schadensersatz ist 
ausgeschlossen. Die Haftung wegen schuldhafter Verletzung von 
Leben, Körper oder Gesundheit nach den gesetzlichen 
Bestimmungen bleibt unberührt. Dies gilt auch für die zwingende 
Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 

§ 8 Datenschutz – BDSG & EU-DSGVO  
 
Der Kunde nimmt davon Kenntnis, dass der 
Verkäufer/Auftragnehmer Daten aus dem Vertragsverhältnis nach 
§ 28 Bundesdatenschutzgesetz bzw. Art. 6 EU-DSGVO zum 
Zwecke der Datenverarbeitung speichert und sich das Recht 
vorbehält, die Daten, soweit für die Vertragserfüllung erforderlich, 
Dritten (z.B. Versicherungen, Spediteuren, etc.) zu übermitteln.  
 

§ 9 Sicherheiten & Bürgschaften  

Sicherheiten und Bürgschaften werden einzelvertraglich geregelt, 
soweit diese nicht bereits nach dem geltenden Recht durch den 
Auftraggeber verlangt werden können.  

§ 10 Erfüllungsort, Gerichtsstand & anwendbares Recht  

(1) Erfüllungsort für sämtliche Lieferverpflichtungen unsererseits 
und für die sonstigen Vertragsverpflichtungen beider Parteien ist 
Hanau.  

(2) Dieser Vertrag und diese Geschäftsbedingungen sowie die 
gesamten Rechtsbeziehungen zwischen dem Kunden und uns 
unterliegen dem Recht der Bundesrepublik Deutschland unter 
Ausschluss aller Verweisungen auf andere Rechtsordnungen und 
internationale Verträge. Die Geltung von UN-Kaufrecht ist 
ausgeschlossen.  

(3) Bei allen sich aus diesem Vertragsverhältnis ergebenden 
Streitigkeiten ist Hanau Gerichtsstand. Wir sind jedoch berechtigt, 
den Kunden auch an seinem Geschäftssitz zu verklagen.  

(4) Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen Lieferbedingungen 
Regelungslücken enthalten, gelten zur Ausfüllung dieser Lücken 
diejenigen rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, welche 
die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen Zielsetzungen des 
Vertrages und dem Zweck dieser Allgemeinen Lieferbedingungen 
vereinbart hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten.  
 
Stand: 10/2018 


